
was anderes gilt und gleichsam einen »teleologische Reduktion« des § 338 Nr 6 StPO vorgenom-
men werden muss, da letztlich gar keine Verurteilung nach der Strafnorm erfolgte, auf die
w�hrend des fehlerhaften Ausschlusses hingewiesen wurde (so BGH StV 2000, 248 mit krit
Anm Ventzke). Auf den ersten Blick mag man hier zwar einwenden, dass es auf die Schwere des
Verstoßes und die konkrete Auswirkung der Verletzung gerade nicht ankommt; vielmehr liegt es
in der Natur der absoluten Revisionsgr�nde als unwiderlegliche Vermutung und damit stark
formalisierter Regelungen, dass es zu Ergebnissen kommen kann, die der Einzelfallgerechtigkeit
zu widersprechen scheinen.

Besonderheit hier: Norm,
auf die nach § 265 StPO
hingewiesen wurde, kam
nicht zur Anwendung

Andererseits ist zu beachten, dass hier ein Fall vorliegt, in dem der f�r absolute Revisions-
gr�nde typische Konflikt, dass das Beruhen des Urteils auf der Entscheidung zwar m�glich, aber
nicht »greifbar« (und daher f�r den Revisionsf�hrer nicht nachweisbar) ist, letztlich nicht auf-
treten kann. Vielmehr ist denknotwendig ausgeschlossen, dass die Verurteilung auf einer ver-
fahrensfehlerhaften Belehrung �ber die Anwendbarkeit einer Norm beruht, die im Urteil selbst
dann doch nicht auftaucht. In solchen F�llen, in denen Sinn und Zweck der absoluten Revisions-
gr�nde nicht einschl�gig sind, sprechen durchaus gute Gr�nde daf�r, diese teleologisch zu
reduzieren. Versteht man ferner § 338 StPO als eine Reaktion des Gesetzgebers auf die sonst
drohende Unm�glichkeit des Nachweises eines Beruhens und damit als eine gewisse Form der
»Beweiserleichterung«, so ist zu beachten, dass auch sonst oft »Beweisregeln« einem Betei-
ligten zwar den Nachweis von f�r ihn g�nstigen Tatsachen erlassen, dadurch jedoch der Gegen-
seite nicht notwendig den Nachweis des Gegenteils untersagen. Deshalb ist vorliegend davon
auszugehen, dass das Beruhen des Urteils auf den Verstoß nicht nach § 338 Nr 6 StPO unwi-
derleglich vermutet wird (aA gut vertretbar); da auch ein Beruhen iSd § 337 StPO aus den
gleichen Gr�nden offensichtlich ausgeschlossen ist, ist die Revision des T zwar zul�ssig, aber
nicht begr�ndet.

Beruhen damit eigent-
lich denknotwendig aus-
geschlossen

n ERG�NZENDE HINWEISE

Die Klausur wurde vom Verfasser im Sommertrimester 2003 als Abschlussklausur der Vorlesung
Strafprozessrecht an der Bucerius Law School gestellt. Sie weist – insb mit Blick auf die in zwei-
einhalb Stunden zu bew�ltigende Stofff�lle – einen recht hohen Schwierigkeitsgrad auf; dies gilt
umso mehr, als zu diesem Zeitpunkt die Entscheidung des BGH zur �berwachung der Telekommu-
nikation bei Geldw�scheverdacht und die Entscheidung des EuGH zu Art 54 SD� noch nicht in der
Ausbildungsliteratur verarbeitet waren, so dass die Bearbeiter sich hier im Wesentlichen eigene
Gedanken machen mussten.

Jeder der F�lle k�nnte f�r sich genommen strafprozessuale Zusatzfrage (dazu ausf�hrlich und
lesenswert Murmann/Grassmann JuS 2001 Beilage Heft 3, 3 ff) in einer strafrechtlichen Examens-
klausur sein.

�BUNGSBL�TTER Klausur �ffentliches Recht Europarecht

Dr. Thomas Trautwein,
RiAG, Landau/Isar

»Octroi de mer«

thematik: Europ�isches Gemeinschaftsrecht: Z�lle, Abgaben, Staatshaftung
schwierigkeitsgrad: Examensklausur aus dem 1. Jur Staatsexamen (gek�rzt)
bearbeitungszeit: 3 Stunden
hilfsmittel: Text des EG-Vertrages

n SACHVERHALT

Frankreich erhebt beim Import von jeglichen Waren in das �berseeische franz�sische Departement
Guadeloupe eine an den Wert der Waren ankn�pfende Abgabe, den sog »octroi de mer«. Die
Geb�hr wird f�llig, sobald das betreffende Gut das Gebiet von Guadeloupe erreicht; bei der H�he
der Abgabe wird nicht danach unterschieden, woher die Waren stammen.

Der franz�sische Unternehmer Legros hat Kraftfahrzeuge aus Deutschland, Frankreich und aus
den USA nach Guadeloupe importiert und dort an Kunden weiterverkauft. Wegen des Imports hat
er in den Jahren 2003 und 2004 an die franz�sische Finanzverwaltung insg �ber 100 000 E als
»octroi de mer« entrichtet.
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Nach Auffassung des Rechtsanwalts des Legros verst�ßt die Erhebung des »octroi« gegen
europ�isches Gemeinschaftsrecht. Er erhebt deshalb am 3. 1. 2005 vor dem zust�ndigen franz�-
sischen Gericht Klage gegen Frankreich auf R�ckzahlung der entrichteten Betr�ge. Der Vertreter
Frankreichs verweist im Prozess auf Vorschriften des nationalen Rechts, wonach die R�ckfor-
derung von Abgaben aller Art nach Ablauf eines Jahres nach der Zahlung ausgeschlossen ist. Die
gleiche Frist gilt zwar auch f�r nur auf innerstaatliches Recht gest�tzte Klagen gegen die Fi-
nanzbeh�rden; die allgemeine Verj�hrungsfrist f�r die R�ckforderung rechtsgrundlos gezahlter
Betr�ge, etwa gegen�ber Privaten, betr�gt dagegen 5 Jahre. Frankreich beruft sich außerdem
auf eine Regelung, wonach nur solche Betr�ge zur�ckverlangt werden k�nnen, die der Abgaben-
schuldner nicht auf seine Kunden abw�lzen konnte (etwa durch h�here Preise), was der B�rger
zu beweisen hat. Daher sei davon auszugehen, dass der »octroi« auf die Autok�ufer abgew�lzt
worden sei.

Vermerk f�r den Bearbeiter:
Im einem Gutachten ist zu der Frage Stellung zu nehmen, ob die Klage Erfolg haben wird. Dabei ist
auf alle aufgeworfenen Rechtsfragen einzugehen. F�r die Falll�sung ist davon auszugehen, dass
Sekund�rrecht nach Art 299 Abs 2 UAbs 2 EG nicht existiert und dass es f�r den Zahlungsanspruch
des Legros im franz�sischen nationalen Recht keine materielle Anspruchsgrundlage gibt. Im
�brigen sind Bestimmungen des nationalen Rechts nur insoweit zu er�rtern, als sie im Sachverhalt
angesprochen sind.

n L�SUNG

Zu pr�fen ist, ob die Erhebung des »octroi« tats�chlich gegen Gemeinschaftsrecht verst�ßt (siehe
unten B) und ob hieraus ein Erstattungsanspruch des Legros erw�chst (siehe unten A, C).

A) Zur Anspruchsgrundlage

Laut Sachverhalt bietet das nationale Recht f�r die von Legros gew�nschte R�ckforderung der
bezahlten Betr�ge keine Anspruchsgrundlage. Da die Einschl�gigkeit weiterer Rechtsordnungen
nicht ersichtlich ist, ist zu pr�fen, ob sich der Anspruch des Legros unmittelbar aus dem Gemein-
schaftsrecht ergeben kann.

Anspruchsgrundlage

I. Ausdr�ckliche Anspruchsgrundlage

Eine ausdr�ckliche Anspruchsgrundlage enth�lt das geschriebene Gemeinschaftsrecht nicht.

II. Rspr des EuGH

Nach der st Rspr des EuGH (NJW 1999, 201, 202; EuZW 1999, 313, 314) folgt aber der Anspruch des
Unionsb�rgers gegen den (ggf auch eigenen, EuGH EuZW 2003, 114, 117) Mitgliedstaat auf R�ck-
zahlung von Betr�gen, die der Mitgliedstaat unter Verstoß gegen das Gemeinschaftsrecht (auch
bzgl des Sekund�rrechts, EuGH EuZW 1998, 719, 721) erhoben hat, unmittelbar aus dem Gemein-
schaftsrecht. Dies wird damit begr�ndet, dass die Erstattungspflicht des Mitgliedstaates Folge und
Erg�nzung der Rechte sei, die den einzelnen aus den gemeinschaftsrechtlichen Vorschriften zu-
stehen, die solche Abgaben verbieten.

Rspr des EuGH

1. Normativ ist dabei an Art 10 EG zu denken, der nicht nur auf die �brigen Vorschriften des Ge-
meinschaftsrechts verweist (im vorliegenden Fall also auf die Bestimmungen, aus denen sich die
Unzul�ssigkeit der Abgaben ergeben k�nnte). Vielmehr begr�ndet Art 10 EG auch selbstst�ndige
Verpflichtungen der Mitgliedstaaten.

2. Außerdem wird die volle Wirksamkeit des Gemeinschaftsrechts (hier: der unter B zu pr�fenden
Bestimmungen) zumindest gef�rdert, wenn das Gemeinschaftsrecht selbst einen R�ckzahlungsan-
spruch gew�hrleistet (Argument des »effet utile«).

3. Schließlich sind dem Gemeinschaftsrecht derartige Annexrechtsfolgen nicht fremd. Hier ist
etwa an die Francovich Rspr (EuGH NJW 1992, 165, 166; EuZW 2004, 146, 149) zur fehlerhaften
oder fehlenden Umsetzung von Richtlinien zu denken. Der nach Auffassung des EuGH hieraus
resultierende Schadensersatzanspruch des B�rgers gegen den Mitgliedstaat ergibt sich aus der
Erw�gung, dass das Gemeinschaftsrecht eine eigene Rechtsordnung darstellt, die dem einzelnen
Pflichten auferlegt, aber auch Rechte verleiht; Letzteres gilt auch dann, wenn der Vertrag dies
nicht ausdr�cklich bestimmt, aber wenn dies den den Mitgliedstaaten und den Gemeinschafts-

Francovich
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